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Richtlinie:
VF
Zusatzanlage 9a
MA-Name
lfd. Nr.:
Qualifi-kation 
Tätigkeit
Kurze Begründung der Einstufung, Nennung der für die Einstufung relevante Merkmale (z.B. besondere Verantwortung, Schwierigkeit, Selbständigkeit, Bedeutung, Leitungsfunktion inkl. Anzahl unterstellter Personen)   1)
zutreffende Gruppe
nach TVöD (E …)
Erfahrungs-zeit
zutreffende Stufe
nach TVöD
 
Teilzeit-faktor
Ist - Jahres-brutto-gehalt    
Nicht-monetäre Besserstellung gegenüber dem TVÖD (z.B. Urlaub, Büroausstattung, Arbeitszeit, Dienstreisen etc.)
Vergütung (Brutto-jahres-gehalt) gemäß TVöD in €
Ausnahme-genehmigung BMF
Version:
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Richtlinie:
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Anhang 1
Version:
Stand:
Richtlinie:
VF
Anhang 4
Version:
Stand:
Richtlinie:
VF
Anhang 5
Version:
Stand:
Richtlinie:
VF
Anhang 6
Version:
Stand:
Richtlinie:
VF
Anhang 7
Version:
Stand:
Richtlinie:
VF
Anhang 7b
Berechnung der jährlichen Personalausgaben
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Anhang 9b
Berechnung der Personalkosten
Berechnung der zuwendungsfähigen Personalkosten
Nr.
Qual. 3)
Name
Qualifikation / Fachrichtung
Pers.-Kosten 
je PM 2)
[Euro]
Teilzeit-Faktor
Jahresscheibe
Personen-monate
PM 1)
Pers.-
Kosten
[Euro]
gemäß Anhang 9a    
gerundet, ganze €
1
2
3
4
5
6
7
8 => 4 x 7
1
A
Mustermann, Heiko 
Dipl.-Ing.
3.793
0,5	
2023
0,5 
1.897
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Anhang 3
Version:
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Anhang 2
Version:
Stand:
Richtlinie:
Antragstellende Einrichtung (Stempel)  
Laufzeit des Vorhabens:
Ich/Wir beantrage/n gemäß der Richtlinie zum Förderprogramm eine Zuwendung bis zur Höhe von:
entsprechend der zutreffenden Förderquote von:  
bezogen auf die voraussichtlichen zuwendungsfähigen Kosten für das
geplante FuE-Projekt nach Anhang 8 in Höhe von:
EURONORM GmbH
Projektträger des BMWK
Stralauer Platz 34
10243 Berlin
Der Projektträger steht für kostenfreie Auskünfte und Beratungen zur Verfügung. Weitere Hinweiseund aktuelle Informationen zum Förderprogramm finden Sie unter www.innovation-beratung-foerderung.de
..\..\..\..\..\..\Pictures\Bilder und Logos\BMWi_2021_Office_Farbe_de.png
VF
Vorlaufforschung
..\Logo INNO-KOM RGB.png
Antrag
auf Gewährung einer Zuwendung im Rahmen des Förderprogramms"Innovationskompetenz mit gemeinnützigen Industrieforschungseinrichtungen (INNO-KOM)" gemäß Richtlinie
Modul VF - Vorlaufforschung (Richtlinie Nr. 2.2)
Reg.-Nr.
4
9
V
F
2
%
Kooperationsvorhaben (Richtlinie Nr. 2.3)
neue Antragsübermittlung!
(siehe letzte Seite)
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Antragstellende Einrichtung:
Rechtsform:
Rechtsform
Rechtsform
Anschrift:
Postfach vorhanden?
Straße
PLZ, Ort 
Bundesland 
Internet             
Falls Zweigstelle gemäß Nr. 3.1.1 der Richtlinie sich andernorts befindet:
Postfach vorhanden? 
Straße
Postfach:       
PLZ, Ort
PLZ: 
Bundesland 
Geschäftsleitung:
Name  
Vorname
Tel.1)
Fax1)
E-Mail 
1) Fax- und Telefonnummer bitte mit Vorwahl
Ansprechpartner/ Projektleiter:
Name     
Vorname       
Tel.1)
E-Mail  
Fax1)
Vorname
Name  
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Ansprechpartner für Öffentlichkeitsarbeit und Marketing:
1) Telefonnummer bitte mit Vorwahl
Name     
Vorname       
Tel.1)
E-Mail  
Wir nutzen diesen Kontakt bei Neuigkeiten rund um das Förderprogramm, der Organisation von Schulungen, Fachveranstaltungen und der Netzwerkarbeit.
Bankverbindung:
IBAN
BIC
Amtlicher Registereintrag: 
Amtsgericht/Vereinsregister      
Gründungsjahr     
Reg.-Nr.        
Reg.-Datum        
VF
Blatt 3
Vorsteuerabzug/ Rechnungswesen: 
Ist die Einrichtung zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt?
Differenziertes Rechnungswesen gemäß Nr. 3.1.2 der Richtlinie vorhanden?  
Gesamt1) 
davon in FuE2)
Beschäftigte zum Zeitpunkt der Antragstellung3) (Vollzeitäquivalent)
Beschäftigte: 
Beschäftigte zum Stichtag des letzten durchgeführtenRechnungsabschlusses  
davon aus arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen finanzierte Beschäftigtegemäß Nr. 5.4.1 Abs. 3 der Richtlinie (Vollzeitäquivalent)  
Inkl. Personenkreis gemäß Nr. 5.4.1 Abs. 2 der Richtlinie i. H. v. 50% der Arbeitszeit einer vergleichbaren abhängig beschäftigten Person.
2)
Als Beschäftigte in der ausführenden Stelle gelten die lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtigen Mitarbeiter in einer strukturschwachen Region in Deutschland entsprechend den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ GRW (Vollzeitäquivalent).
1)
3)
Entsprechend Nr. 5.2 der Richtlinie können maximal 10 % des zum Zeitpunkt der Antragstellung in FuE fest angestellten Personals gefördert werden (ohne Berücksichtigung der Beschäftigten gemäß Nr. 5.4.1 Abs. 3 der Richtlinie).
Umsatz und Jahresbilanzsumme:
-  Umsatz zum Stichtag des letzten durchgeführten   Rechnungsabschlusses
-  Bilanzsumme zum Stichtag des letzten durchgeführten   Rechnungsabschlusses 
Ich/Wir erkläre/n für den Antragsteller,
dass ich/wir mit dem o. g. FuE-Vorhaben gemäß Nr. 4.2.1 der Richtlinie noch nicht begonnen habe/n;
dass das FuE-Projekt oder Entwicklungsanteile von diesem nicht im Auftrag eines Dritten durchgeführt sowie weder ganz noch teilweise von einem Dritten bezahlt wird;
dass für dieses beantragte FuE-Vorhaben keine weiteren Zuwendungsmittel im Zusammenhang mit Fördermaßnahmen des Bundes, der Länder oder der Europäischen Union gewährt oder zugesagt wurden;
dass die Gesamtvorkalkulation (Anhang 8) keine Personalkosten enthält, die durch andere öffentliche Mittel gedeckt sind und die beantragten Personalkosten gemäß Nr. 5.4.1 der Richtlinie aufgestellt wurden;
dass für beantragte „Kosten für weitere Zwecke“ (Anhang 13) Nr. 4.2.4 der Richtlinie beachtet wurde;
dass die abgegebenen Erklärungen zu den „Allgemeinen Kosten“ (Anhang 10) den Tatsachen entsprechen;
dass die zum Zeitpunkt der Antragstellung ausgewiesenen Gesamt- und FuE-Beschäftigten (Blatt 3) dem tatsächlichen aktuellen Stand entsprechen und dem eigenen fest angestellten Personal zuzurechnen sind;
dass der (Forschungs-) Sitz gem. Nr. 3.1.1 der Richtlinie in einer strukturschwachen Region in Deutschland entsprechend den Fördergebieten der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) liegt; die Forschungseinrichtung den Gemeinnützigkeitsstatus auf dem Gebiet der Forschung und Entwicklung und die maximale Grenze für die Grundfinanzierung von 20 % einhält;
dass ich/wir alle im Zusammenhang mit der Antragstellung stehenden Änderungen unverzüglich melden
werde/n; dies gilt auch für Änderung der Besitz- und Beteiligungsverhältnisse und bei der Feststellung, dass der Zuwendungszweck nicht mehr erreicht werden kann;
dass die Auflistung (Anhang 2) der in anderen Förderprogrammen bewilligten FuE-Vorhaben vollständig ist;
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
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dass ich/wir die Zahlungen nicht eingestellt habe/n und gegen mich/uns kein Insolvenzverfahren gemäß Nrn.
3.2.5 und 3.2.6 bzw. 3.2.7 der Richtlinie genannten Verfahren unmittelbar bevorsteht, beantragt oder eröffnet worden ist; mir/uns ist bekannt, dass ich/wir verpflichtet bin/sind, das unmittelbare Bevorstehen eines solchen Verfahrens unverzüglich mitzuteilen;
dass ich/wir den Inhalt der Richtlinie Innovationskompetenz mit gemeinnützigen Industrieforschungseinrichtungen (INNO-KOM) vollständig anerkennen;
dass mir/uns bekannt ist, dass der Bewilligungsbescheid insoweit aufgehoben wird, als der Zuschuss durch in wesentlicher Beziehung unrichtige oder unvollständige Angaben oder sonst zu Unrecht erlangt wurde und ich/wir in diesem Falle verpflichtet bin/sind, den Zuschuss zurückzuzahlen und gemäß § 49a VwVfG in Verbindung mit § 247 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz jährlich zu verzinsen;
dass die Kriterien der Beantragung, der Verwendung und der Abrechnung von Zuwendungsmitteln sowie der Auskunftserteilung entsprechend den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P-Kosten, Anlage 4 zur VV Nr. 5.1 zu § 44 BHO) von mir/uns beachtet werden;
dass mir/uns bekannt ist, dass es sich bei den beantragten Mitteln um eine Subvention im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch (StGB) handelt und mir/uns die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 StGB bekannt ist und dass dem Antrag das Gesetz gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz  - SubvG) zugrunde liegt. Einzelheiten zu den strafrechtlichen Regelungen aus dem Beiblatt zum Antrag, in dem § 264 Strafgesetzbuch und die §§ 3 und 4 des Subventionsgesetzes wiedergegeben sind, habe/n ich/wir zur Kenntnis genommen. Weiterhin ist mir/uns bekannt, dass Behörden von Bund, Ländern und kommunalen Trägern der öffentlichen Verwaltung Tatsachen, die sie dienstlich erfahren und die den Verdacht eines Subventionsbetruges begründen, den Strafverfolgungsbehörden mitzuteilen haben;
dass mir/uns bekannt ist, dass auf die Zahlung eines Zuschusses kein Rechtsanspruch besteht und dass ein beantragter oder bewilligter Zuschuss nicht abgetreten werden kann;
dass mir/uns bekannt ist, dass die in diesem FuE-Antrag enthaltenen Angaben mittels EDV gespeichert und verarbeitet werden;
dass mir/uns bekannt ist, dass der FuE-Projektantrag durch unabhängige externe Sachverständige /Gutachter geprüft wird.
-
-
-
-
-
-
-
-
Folgende Tatsachen sind subventionserheblich im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches:
Angaben zu Namen, Rechtsform, Sitz, Geschäftsbetrieb, amtlichem Registereintrag, Beschäftigtenzahl, Umsatz und Jahresbilanzsumme und Gesamtfinanzierung des Antragstellers (Anhang 15); gleiches gilt für eingereichte Geschäftsunterlagen wie bspw. Betriebswirtschaftliche Auswertungen, Gewinn- und Verlustrechnungen, Bilanzen, Rechnungs-/Jahresabschlüsse einschließlich der Anhänge; 
Angaben zu am FuE-Projekt mitarbeiten Personen, Anhänge 9a; 
Angaben über die Finanzierung des Eigenanteils;
Angaben zu den in den vorstehenden Erklärungen des Antragstellers benannten Tatsachen (1. - 12. Spiegelstrich);
Angaben zur wissenschaftlichen Kompetenz und Infrastruktur des Antragstellers;  
Angaben zu den zuwendungsfähigen Kosten und Finanzierungsplan; 
Angaben zum Vorsteuerabzug;
Angaben in der Vorhabenbeschreibung, insbesondere Gesamtziel des Vorhabens und wissenschaftliche und technische Arbeitsziele und Verwertungsplan; 
Erklärung über die Einhaltung des Besserstellungsverbots (Anhang 16);
Stundenaufschreibungen gemäß Nr. 5.4.1 der Richtlinie;
1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.
10.
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Angaben im Zwischennachweis und im Verwendungsnachweis (Sachbericht und zahlenmäßiger Nachweis);
dass der Zuwendungsempfänger nach Vorlage der Vorkalkulation weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei  anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder dass  er  - ggf. weitere  - Mittel von Dritten erhält (Nr. 4.1 ANBest-P-Kosten);
dass sich gegenüber der Vorkalkulation eine Ermäßigung um mehr als 7,5 vom Hundert der Gesamtkosten oder um    mehr als 10 000 € oder sich eine Änderung der Finanzierung um mehr als 10 000 € ergibt (Nr. 4.2 ANBest-P-Kosten);
dass der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen (Nr. 4.3 ANBest-P-Kosten);
dass sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist (Nr. 4.4 ANBest-P-Kosten);
dass die angeforderten oder ausgezahlten, sich nicht auf kalkulatorische Kosten beziehenden Beträge nicht alsbald nach der Auszahlung für fällige Zahlungen verbraucht werden können (Nr. 4.5 ANBest-P-Kosten);
dass Sonderbetriebsmittel vor Beendigung des Vorhabens nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden (Nr. 4.6 ANBest-P-Kosten);
dass sich nach Vorlage des Verwendungsnachweises noch Kostengutschriften / Erträge ergeben oder wenn der Zuwendungsempfänger noch weitere Deckungsmittel im Sinne der Nr. 1.2 ANBest-P-Kosten erhält (Nr. 4.7 ANBest-P-Kosten);
dass ein Insolvenzverfahren über das Vermögen des Zuwendungsempfängers beantragt oder eröffnet wird (Nr. 4.8 ANBest-P-Kosten);
Subventionserheblich sind ferner solche Tatsachen, die durch Scheingeschäfte oder Scheinhandlungen  verdeckt werden sowie Rechtsgeschäfte oder Handlungen, die im Zusammenhang mit der Zuwendung unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten vorgenommen werden.
11.
12.
13.
14.
15.
16.
17.
18.
19.
20.
Mir/Uns ist bekannt, dass die beantragte Zuwendung eine Subvention im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches ist. Mir/Uns ist die Strafbarkeit eines Subventionsbetruges nach § 264 des Strafgesetzbuches bekannt. Ich/Wir habe(n) davon Kenntnis genommen, dass die unter den vorgenannten Ziffern 1. bis 20. aufgeführten Tatsachen subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches sind. Ferner ist mir/uns bekannt, dass ich/wir verpflichtet bin/sind, dem BMWK bzw. dem beauftragten Projektträger unverzüglich alle Änderungen dieser Tatsachen mitzuteilen. Von den besonderen Offenbarungspflichten gemäß § 3 Subventionsgesetz habe/n ich/wir Kenntnis genommen. Einzelheiten zu den strafrechtlichen Regelungen aus dem Beiblatt zum Antrag, in dem § 264 Strafgesetzbuch und die §§ 3 und 4 des Subventionsgesetzes wiedergegeben sind, haben wir zur Kenntnis genommen.
Ich/Wir erkläre/n für den Antragsteller, dass die Zuwendung zweckgebunden und entsprechend der Richtlinie zum Förderprogramm "Innovationskompetenz mit gemeinnützigen Industrieforschungseinrichtungen (INNO-KOM)" verwendet wird und dass die Zuwendungsmittel nicht an Dritte weitergegeben werden. Mir/Uns ist bekannt, dass die Weitergabe der Zuwendungsmittel an Dritte eine Zweckentfremdung der Zuwendung darstellt und einen vollständigen oder teilweisen Widerruf des Zuwendungsbescheides zur Folge haben kann.
Ich/Wir versichere/versichern die Richtigkeit und Vollständigkeit der im Antrag gemachten Angaben.
Ich/Wir bin/sind mit der Speicherung, Verarbeitung und statistischen Auswertung mittels EDV und der Weitergabe das Themas des Vorhabens, des Zuwendungsempfängers und der ausführenden Stelle, des für die
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.......................................................................................... 
Ort, 
Datum
Unternehmen/Einrichtung (Stempel) 
Name/n des/der Unterzeichnenden
rechtsverbindliche Unterschrift/en des/der Vertretungsbefugten
.......................................................................................... 
Dem Antrag sind folgende Unterlagen beigefügt: 
Durchführung des Vorhabens verantwortlichen Projektleiters, des Bewilligungszeitraums, der Höhe der Zuwendung und der Eigenbeteiligung des Zuwendungsempfängers an Mitglieder des Deutschen Bundestags, das Bundesministerium für Bildung und Forschung, das für Wirtschaft und Klimaschutz zuständige Landesministerium und andere aus öffentlichen Mitteln fördernde Stellen und - ausschließlich für statistische Zwecke - an die damit beauftragte Einrichtung sowie mit einer etwa erforderlichen Prüfung der dem Antrag zugrunde liegenden Angaben durch Sachverständige anhand der Antragsdaten durch den Zuwendungsgeber einverstanden.
Binnen eines Monats nach Empfang des Zuwendungsbescheids kann/können ich/wir eine begründete Textänderung des Themas vorschlagen. Der verantwortliche Projektleiter kann die Gründe darlegen, sofern von der Bekanntgabe seines Namens abgesehen werden soll. Des Weiteren werde/n ich/wir binnen dieser Frist den Zuwendungsgeber benachrichtigen, wenn meines/unseres Wissens durch eine Bekanntgabe des Vorhabens Rechte oder Interessen Dritter beeinträchtigt werden können oder der Gegenstand des Vorhabens der Geheimhaltung unterliegt.
W 3 T H 9 C T 1 4 P
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Beiblatt 1
Beiblatt über subventionsrechtliche Vorschriften:                    nicht mit dem Antrag einzureichen
Auszug aus dem Strafgesetzbuch und dem Subventionsgesetz
Strafgesetzbuch zu § 264 Subventionsbetrug 
(1)          Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde oder einer anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten Stelle oder Person (Subventionsgeber) über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder eine andere unrichtige oder unvollständige Angabe macht, die für ihn oder den anderen vorteilhaft sind, 
2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwendet, 
3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die Subventionsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt oder 
4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder unvollständige Angaben erlangte Bescheinigung über eine Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche Tatsachen gebraucht. 
(2)          In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter oder verfälschter Belege für sich oder einen anderen eine nicht gerechtfertigte Subvention großen Ausmaßes erlangt, 
2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder Europäischer Amtsträger missbraucht oder 
3. die Mithilfe eines Amtsträgers oder Europäischen Amtsträgers ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine Stellung missbraucht. 
(3)          § 263 Abs. 5 gilt entsprechend. 
(4)          In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 ist der Versuch strafbar. 
(5)          Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(6)         Nach den Absätzen 1 und 5 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, dass auf Grund der Tat die Subvention gewährt wird. Wird die Subvention ohne Zutun des Täters nicht gewährt, so wird er straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Gewähren der Subvention zu verhindern. 
(7)          Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer Straftat nach den Absätzen 1 bis 3 kann das Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Abs. 2). Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, können eingezogen werden; § 74a ist anzuwenden. 
(8)         Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 
1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder Landesrecht an Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum Teil 
a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 
b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 
2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der Europäischen Union, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird. 
Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist auch das öffentliche Unternehmen. 
(9)          Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen, 
1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem Subventionsgeber als subventionserheblich bezeichnet sind oder 
2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils gesetzlich oder nach dem Subventionsvertrag abhängig ist.
Beiblatt zum Mantelbogen
0,0,0
normal
setFocus
VF
Beiblatt 2
Beiblatt über subventionsrechtliche Vorschriften:                    nicht mit dem Antrag einzureichen
Subventionsgesetz zu § 3 Offenbarungspflicht bei der Inanspruchnahme von Subventionen 
(1)          Der Subventionsnehmer ist verpflichtet, dem Subventionsgeber unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils entgegenstehen oder für die Rückforderung der Subvention oder des Subventionsvorteils erheblich sind. Besonders bestehende Pflichten zur Offenbarung bleiben unberührt. 
(2)         Wer einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung durch Gesetz oder durch den Subventionsgeber im Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der Verwendungsbeschränkung verwenden will, hat dies rechtzeitig vorher dem Subventionsgeber anzuzeigen. 
Subventionsgesetz zu § 4 Scheingeschäfte, Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten 
(1)          Scheingeschäfte und Scheinhandlungen sind für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung und Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils unerheblich. Wird durch ein Scheingeschäft oder eine Scheinhandlung ein anderer Sachverhalt verdeckt, so ist der verdeckte Sachverhalt für die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der Subvention oder des Subventionsvorteils maßgebend. 
(2)          Die Bewilligung oder Gewährung einer Subvention oder eines Subventionsvorteils ist ausgeschlossen, wenn im Zusammenhang mit einer beantragten Subvention ein Rechtsgeschäft oder eine Handlung unter Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten vorgenommen wird. Ein Missbrauch liegt vor, wenn jemand eine den gegebenen Tatsachen und Verhältnissen unangemessene Gestaltungsmöglichkeit benutzt, um eine Subvention oder einen Subventionsvorteil für sich oder einen anderen in Anspruch zu nehmen oder zu nutzen, obwohl dies dem Subventionszweck widerspricht. Dies ist namentlich dann anzunehmen, wenn die förmlichen Voraussetzungen einer Subvention oder eines Subventionsvorteils in einer dem Subventionszweck widersprechenden Weise künstlich geschaffen werden. 
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Darstellung der Entwicklung des Antragstellers und seiner Infrastruktur sowie Nachweis seiner wissenschaftlichen Kompetenz (Nrn. 7.3.3 und 7.3.4 der Richtlinie)
Personal- und Einnahmenentwicklung der letzten 5 Jahre: 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bitte die folgenden Punkte ausführlich erläutern (ggf. mit Anlagen):
 
 1. Kurze Darstellung der Entwicklungsgeschichte
 
 2. Aktuelles Tätigkeits- und Kompetenzprofil (inkl. laufende FuE-Vorhaben, Publikationen und Patente der     letzten 5 Jahre)
 
 3. Darlegung der personellen, räumlichen und gerätetechnischen Infrastruktur
Jahr
Gesamteinnahmen
Personen
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Auflistung bewilligter und in den vergangenen 5 Jahren abgeschlossener FuE-Vorhaben 1)(vgl. Nr. 7.3.7 der Richtlinie)
Lfd.
Nr.
Zuwendungsgeber / Auftraggeber
Förderprogramm und Förderkennzeichen
Titel und Ziel des FuE-Projekts
Laufzeit
ordnungsgemäße2)
Erbringung des Verwendungs-nachweises
Verwertungspflicht 2)
nachgekommen
1)
Bitte listen Sie alle derzeitig bewilligte Vorhaben und in den zurückliegenden 5 Jahren abgeschlossenen FuE-Vorhaben in anderen Förderprogrammen und innerhalb des Förderprogramms INNO-KOM auf
2)
ja / nein bzw. Bemerkungen
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Verwertung abgeschlossener FuE-Vorhaben gemäß Anhang 2
zu Lfd.
Nr.
Art der Verwertung
(bspw. Umsätze, Lizenzen, Kosteneinsparung)
Umsätze aus Projekt
externe induzierte Umsätze (bspw.bei Transferunternehmen)
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Beschreibung des geplanten FuE-Vorhabens
- Erläuterung der technisch/technologischen Zielstellung des FuE-Projektes -
Die FuE-Vorhabensbeschreibung ist so detailliert abzufassen, dass die Gutachter Zielsetzung, Lösungsansätze und Finanzierungsaufwand nachvollziehen und bewerten können.
Anmerkung:
Bitte die folgenden Punkte ausführlich erläutern (ggf. mit Anlagen):
 1. Beschreibung von Ausgangssituation und Bedarf
 2. Zielstellung des Vorhabens inklusive wissenschaftliche und technische Zielparameter
 3. Vergleich der angestrebten Entwicklung mit dem Stand der Technik
 4. Nachvollziehbare Beschreibung des technischen Lösungsansatzes und der erforderlichen Arbeitspakete     (Gliederung der Arbeitspakete nach Personal- und Zeitaufwand bitte in Anhang 5 vornehmen)
 5. Darstellung des technischen Risikos und von Maßnahmen zu dessen Begrenzung
 6. Darlegung bisheriger eigener Arbeiten mit Bezug zum beantragten FuE-Vorhaben
 7. Sofern zutreffend - Beitrag der Ergebnisse aus dem geplanten Vorhaben zur Dekarbonisierung, zum 
     Klimaschutz, der Ressourceneffizienz oder zur Nachhaltigkeit in strukturschwachen Regionen (Richtlinie 
     7.3.9)
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Gliederung des FuE-Vorhabens nach Arbeitspaketen, Personal- und Zeitaufwand
Gliedern Sie bitte das FuE-Vorhaben in getrennte Arbeitspakete auf. Der Arbeitsaufwand sollte 6 Personalmonate (PM) pro Arbeitspaket nicht überschreiten.
1 Personenmonat (PM) = regelmäßige Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten  x  52 (Wochen) / 12 (Monate)
 
1) Je vollzeitbeschäftigtem Projektmitarbeiter können pro Kalenderjahr maximal 10,5 PM eingeplant werden. Für Teilzeitbeschäftigte   verringern sich die maximal planbaren PM entsprechend dem Teilzeitfaktor gemäß Anhang 9a (10,5 PM x Teilzeitfaktor)
Realisierungszeitraum 
Aufwand je Projekt-Mitarbeiter in PM
Nr.
Arbeitspaket
von
bis
MA-Nr 
(gem. lfd. Nr. Anh. 9a)
PM 1)
Summe
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Kapazitätsplanung
 
Kontrollsummen aus Anhang 5
a) Personenmonate je Arbeitspaket  
 
AP Nr.
Aufwand PM
Summe
 
Kontrollsummen aus Anhang 5
b) Personenmonate je Mitarbeiter  
 
MA Nr.
Aufwand PM
beteiligt an AP
Summe
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Darstellung der zu erschließenden Innovationspotenziale und der späterenApplikationsmöglichkeiten (Nr. 7.3.10 der Richtlinie)
Bitte die folgenden Punkte ausführlich erläutern (ggf. mit Anlagen):
1. Wissenschaftliche und wirtschaftliche Bedeutung der Ergebnisse
2. Internes Innovations- und Anwendungspotenzial (eigene Nutzung der Ergebnisse, potenzielle Folgeprojekte)
3. Schutzrechtliche Situation (bestehende Schutzrechte, geplante Anmeldung eigener Schutzrechte)
4. Spätere Applikationsmöglichkeiten für die mittelständische Industrie
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Anhang 8
Gesamtvorkalkulation
für den Zeitraum 
vom:
bis:
1. Jahr
2. Jahr
3. Jahr
4. Jahr
Gesamt
Euro
Euro
Euro
Euro
Euro
Personalkosten
(gemäß Anhang 9a und 9b)
Allgemeine Kosten (gemäß Anhang 10)
 
Anteil der Personalkosten (%):
Kosten für Material und Kleingeräte (gemäß Anhang 11)max. 20% der Personalkosten
Abschreibungen auf vorhabenspezifische Anlagen und Geräte (gemäß Anhang 12)
Kosten für weitere Zwecke(gemäß Anhang 13)max. 50% der Personalkosten
Summe der zuwendungsfähigen Kosten
Übersicht über die Finanzierung des Vorhabens
1. Jahr
2. Jahr
3. Jahr
4. Jahr
Gesamt
Euro
Euro
Euro
Euro
Euro
Eigenmittel des Antragstellers
beantragte Zuwendung:
beantragte Förderquote:
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Anhang 9a
Mitarbeiter
hinzufügen
löschen
Funktion/Arbeitsgebiet 
Angaben des Projektmitarbeiters           lfd. Nr. 
Name       
Vorname       
geb. am       
Qualifikation/Fachrichtung der Ausbildung         
Jahr des Ausbildungsabschlusses 
Ausbildungseinrichtung       
Angestellt im Unternhemen seit/ab 
als        
Mein Arbeitsverhältnis ist 
  unbefristet/   befristet bis 
Jahresbruttolohn/-gehalt1)  
Wochenarbeitszeit lt. Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung bzw. Arbeitsvertrag                 Stunden
Teilzeitfaktor (zwei Kommastellen)                (von 0,10 bis 1,00; bei Vollzeitbeschäftigten 1,00)
Bei Teilzeitbeschäftigten ist der Teilzeitfaktor zu ermitteln aus der Wochenarbeitszeit lt. Vertrag dividiert durch die regelmäßige Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten.Das Arbeitsverhältnis zwischen dem antragstellenden Unternehmen und mir wurde nicht gekündigt. Die von mir für das geförderte FuE-Projekt eingesetzte Arbeitszeit werde ich mit Beginn des Projektes pro Tag eigenhändig und zeitnah (mindestens innerhalb einer Woche) in Stundennachweisen oder geeigneten elektronischen Medien erfassen.
Datum, Unterschrift des Projektmitarbeiters 
...................................................................................
rechtsverbindliche Unterschrift für das Unternehmen / Einrichtung
1) 
Datum
Jahresbruttolohn/-gehalt1)              (im Antragsjahr)
 [Euro]
nominelle Jahres- arbeitsstunden 2)
personengebundener  Stundensatz
[Euro, Cent] 
normierte Personalkosten
je Personalmonat    
(auf ganze Euro gerundet) 
 [Euro]  
1
2
3
4  
Wochenarbeitszeit x 52
Spalte 1Spalte 2
Spalte 2 x Spalte 312 x Teilzeitfaktor  
Zahlenbeispiel:
45.000
40 x 52 = 2.080
21,64
2.080 x 21,6412 x 1,00
= 3.750
Datum 
Datum 
Jahresbruttolohn/-gehalt im Antragsjahr ergibt sich aus dem 12-fachen des einkommens-/lohnsteuerpflichtigen Monatsbruttolohns/-gehaltes zum Zeitpunkt der Antragstellung, jedoch ohne Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung, Arbeitgeberzuschüsse für vermögenswirksame Leistungen und/oder Altersvorsorge, umsatz- oder gewinnabhängige Zuschläge sowie andere in unregelmäßiger Höhe oder nicht monatlich gezahlte Lohn- und Gehaltsbestandteile. Variable Gehaltsbestandteile und andere einkommenssteuerlich zu berücksichtigende Vergütungen werden mit dem Zuschlag für Allgemeine Kosten abgegolten. Sonderzahlungen, wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld sowie andere jährlich einmalige Zahlungen, sind nur dann zurechenbar, wenn deren Zahlung und Höhe ohne Vorbehalte verbindlich und nicht umsatz- oder gewinnabhängig vereinbart sind.
Demzufolge ist Jahresbruttolohn/-gehalt im Antragsjahr = 12 x Monatsbruttolohn/-gehalt (zum Zeitpunkt der Antragstellung) + feststehende Sonderzahlungen.
...................................................................................
Firmenstempel
............................................................
3) 
Wochenarbeitszeit lt. Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung bzw. Arbeitsvertrag x 52.
2) 
Bei Antragstellern anzugeben, deren Gesamtausgaben überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand finanziert werden. 
D A B 5 4 7 9 A 9 A
Anhang 9a
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1. Jahr
2. Jahr
3. Jahr
4. Jahr
gesamt
Summe, 1. Jahr
Summe, 2. Jahr
Summe, 3. Jahr
Summe, 4. Jahr
Summe, gesamt 
1)
Pro Vollzeit-Mitarbeiter und Jahr können maximal 10,5 Personalmonate (PM) geplant werden.
Gruppe A: Wissenschaftler / Ingenieure
Gruppe B: Techniker / Meister
Gruppe C: Facharbeiter, Laboranten, technische. Assistenten
Übertrag von Anhang 9a.
2)
3)
Anhang 9b
0,0,0
normal
setFocus
VF
Anhang 10
Erklärung zu den "Allgemeinen Kosten" (Nr. 5.4.2 der Richtlinie)
Erklärung
Ich/Wir erkläre/n, dass bei dem Antragsteller bzw. der Forschungseinrichtung die "Allgemeinen Kosten“ für das FuE-Vorhaben gemäß Nr. 5.4.2 der Richtlinie voraussichtlich                % der zuwendungsfähigen Personalkosten betragen werden.
Begründung:
.......................................................................................... 
Ort, 
Datum
Unternehmen/Einrichtung (Stempel) 
Name/n des/der Unterzeichnenden
rechtsverbindliche Unterschrift/en des/der Vertretungsbefugten
.......................................................................................... 
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Zusammenstellung der Kosten für Material und Kleingeräte
(gemäß Nr. 5.4.3 der Richtlinie max. 20 % der Personalkosten)
Kosten (Euro)2)        
Lfd.
Nr.
Bezeichnung des  Materials bzw. der Kleingeräte1)
 Material        
Jahressummen
 Kleingeräte1) ≤ 800 Euro
Jahressummen
Gesamtsumme    
Zu Lfd.
Nr.
Begründung des Einsatzzweckes3)
1)
Max. 800 Euro (netto)  pro Position.
2)
Nicht zum Vorsteuerabzug entsprechend § 15 UStG berechtigte Einrichtungen weisen die Kosten inkl. Umsatzsteuer aus.
3)
Ggf. auf gesondertem Blatt.
Anhang 11
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Zusammenstellung der Abschreibungen auf vorhabensspezifische Anlagen und Geräte1) 2)
(gemäß Nr. 5.4.4 der Richtlinie)
Abschreibungsbetrag in der Vorhabenslaufzeit (Euro)3)        
Lfd.
Nr.
Bezeichnung der Anlagen und Geräte2)
Anschaffungs- datum
Anschaffungs- preis/ Herstellungs-kosten (Euro)
Abschrei-bungsdauer(Monate)5)
Abschrei-bungsbetrag pro Monat (Euro)
Nutzungs-dauer im Vorhaben (Monate)
Jahressummen
Gesamtsumme      
Zu Lfd.
Nr.
Erläuterung des Einsatzes im Projekt und der Notwendigkeit des Erwerbs4)
1)
Angebote sind beizufügen.
2)
Nur vorhabensspezifische Geräte über 800 Euro (netto).
3)
Nicht zum Vorsteuerabzug entsprechend § 15 UStG berechtigte Einrichtungen weisen die Kosten inkl. Umsatzsteuer aus.
Ggf. auf gesondertem Blatt.
4)
Auszüge aus den einschlägigen AfA-Tabellen
5)
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Zusammenstellung der Kosten für weitere Zwecke1) 2)
(FuE-Aufträge an Dritte, Patentkosten, Kosten für Zulassungen/Prüfungen)
(gemäß Nr. 5.4.6 der Richtlinie max. 50 % der Personalkosten)
Kosten (Euro)3)
Lfd.
Nr.
Potentieller Auftragnehmer inkl. Anschrift
Bezug zum Arbeitspaket
Jahressummen
Gesamtsumme      
Zu Lfd.
Nr.
Beschreibung der Aufgabenstellung/des Auftragsgegenstandes, Begründung der Fremdvergabe4)
1)
Nr. 4.2.4 der Richtlinie ist zu beachten.
2)
Angebote sind beizufügen.
3)
Nicht zum Vorsteuerabzug entsprechend § 15 UStG berechtigte Einrichtungen weisen die Kosten inkl. Umsatzsteuer aus.
Ggf. auf gesondertem Blatt.
4)
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Anhang 14
Bescheinigung über ein ausreichend differenziertes Rechnungswesen im Sinne des Transparenzrichtlinien-Gesetzes (TranspRLG) (gemäß Nrn. 3.1.2 und 7.3.6 der Richtlinie)
Bestätigung
Ich/Wir bestätige/n, dass der Antragsteller bzw. die Forschungseinrichtung über ein ausreichenddifferenziertes Rechnungswesen im Sinne des Transparenzrichtlinien-Gesetzes (TranspRLG) gemäßNr. 3.1.2 der Richtlinie verfügt.
.......................................................................................... 
Ort, 
Datum
Steuerberater/Wirtschaftsprüfer (Stempel) 
Name/n des/der Unterzeichnenden
rechtsverbindliche Unterschrift/n des/der Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer
.......................................................................................... 
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Anhang 15
Finanzplanung des Antragstellers für die Laufzeit des beantragen Förderprojektes
(Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben der antragstellenden Einrichtung, Angaben in 1.000 €)
Einnahmen / Ausgaben 
IST
Vorjahr  
Plan
Antragsjahr 
Plan
1. Folgejahr 
Plan
2. Folgejahr 
Plan
3. Folgejahr 
Geschäftsjahr
1.   Einnahmen           
1.1
Umsatz 
1.2
Fördermittel
ohne den für das Projekt beantragten Zuschuss
1.3
beantragter Zuschuss für das Projekt
1.4
sonstige Einnahmen
Summe Einnahmen
2.   Ausgaben           
2.1
Personal 
einschließlich Arbeitgeber-SV-Ausgaben
2.2         
Material
2.3         
Fremdleistungen
2.4
Investitionen
2.5
sonstige Ausgaben
Summe Ausgaben
3.   Jahresüberschuss/-fehlbetrag
Differenz Einnahmen ./. Ausgaben
4.   Finanzierungsquellen     
4.1
Gewinnvortrag/ Rücklagen
4.2
Kontokorrentkredit
4.3
Bankdarlehen
4.4
Beteiligungskapital
4.5
Gesellschafterdarlehen
4.6
Sonstiges:
Summe Finanzierung
Hiermit erkläre/n ich/wir, dass die für das Projekt erforderlichen Eigenmittel durch die FuE-Einrichtung getragen werden.
.......................................................................................... 
Ort, 
Datum
Unternehmen/Einrichtung (Stempel) 
Name/n des/der Unterzeichnenden
rechtsverbindliche Unterschrift/n des/der Vertretungsbefugten
.......................................................................................... 
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Anhang 16
Erklärung über die Einhaltung des Besserstellungsverbots (Nr. 7.3.8 der Richtlinie)
.......................................................................................... 
Ort, 
Datum
Unternehmen/Einrichtung (Stempel) 
Name/n des/der Unterzeichnenden
rechtsverbindliche Unterschrift/en des/der Vertretungsbefugten
.......................................................................................... 
Erklärung des Antragstellers zum Besserstellungsverbot
Werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend (mehr als 50 %) aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten? 
1.
2.
Bestehen Besserstellungen von Beschäftigten des Antragstellers gegenüber TVöD-Bund?
3.
Wurde ein Antrag auf Erteilung einer Ausnahme von § 8 Abs. 2 Satz 2 HG beim BMF gestellt?
4.
Liegen Ausnahmegenehmigungen des BMF für Besserstellungen von Beschäftigten des Antragstellers gegenüber TVöD-Bund vor?
Ich/wir erklären für den Antragsteller, dass die Gesamtausgaben überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten werden, dass korrekte und aktuelle Arbeitsplatzbeschreibungen und  bewertungen im Sinne des TVöD-Bund für alle Beschäftigten einschließlich Geschäftsführung bzw. entsprechende Ausnahmegenehmigungen, sofern notwendig, vorliegen und das Besserstellungsverbot eingehalten wird bzw. dass ein Antrag/Anträge auf Erteilung einer Ausnahme von § 8 Abs. 2 Satz 2 HG beim Bundesministerium der Finanzen (BMF) gestellt wurde/n. 
Etwaige Änderungen werde/n ich/wir unverzüglich mitteilen.
Das Besserstellungsverbot nach § 8 Abs. 2 Haushaltsgesetz des Bundes (HG) legt fest, dass Zuwendungen nur gewährt werden dürfen, wenn der Antrags- bzw. Förderberechtigte seine Beschäftigten nicht besserstellt als vergleichbare Bedienstete des Bundes. Bei der Projektförderung gilt das Besserstellungsverbot nur dann, wenn die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend (mehr als 50 %) aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten werden. Eine Ausnahme hiervon gilt lediglich für die in § 2 des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes (WissFG) aufgeführten Einrichtungen, in dem in § 4 WissFG genannten Umfang. Der Maßstab für die Bewertung der Besserstellung nach dem Haushaltsgesetz des Bundes ist der TVöD-Bund. Höhere Vergütungen als nach TVöD-Bund dürfen nicht gezahlt werden, es sei denn, es liegt eine Ausnahmegenehmigung des Bundesfinanzministeriums (BMF) vor. Diese ist bei Bedarf vor Abschluss entsprechender Arbeitsverträge zu beantragen. Höhere Vergütungen dürfen auch nicht aus Eigenmitteln oder sonstigen Drittmitteln des Zuwendungsempfängers gezahlt werden. Das Besserstellungsverbot gilt für alle Beschäftigten des Antrags- bzw. Förderberechtigten, nicht nur für die im geförderten Projekt mitarbeitenden Personen. Es gilt im Übrigen nicht nur für die Vergütungen, sondern für das gesamte Arbeitsverhältnis, also auch für sonstige monetäre und nicht-monetäre Leistungen (z.B. Arbeitszeit, Urlaubsansprüche, Zuschüsse etc.), die nur in dem Rahmen zulässig sind, in dem auch der TVöD-Bund sie zulassen würde.
Das Besserstellungsverbot wird eingehalten, wenn für alle Beschäftigten (einschließlich Geschäftsführern und leitenden Angestellten) die Obergrenze für Vergütungen des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD-Bund), soweit keine Ausnahmegenehmigung durch das BMF vorliegt, sichergestellt ist. Gehälter von Geschäftsführung und leitenden Angestellten sind nur bis zur Höhe von max. Entgeltgruppe (EG) 15 bzw. EG 15Ü TVöD-Bund (soweit anwendbar) zulässig. Bei den Gemeinkosten sind Gehaltsbestandteile der Geschäftsführung bzw. der leitenden Angestellten ebenfalls nur bis zur Höhe von max. EG 15 bzw. EG 15Ü berücksichtigungsfähig.
Für alle Beschäftigten müssen Arbeitsplatzbeschreibungen und -bewertungen nach den Maßstäben des TVöD-Bund vorliegen.
Ich/Wir erklären für den Antragsteller, dass die Gesamtausgaben nicht überwiegend aus Zuwendungen der 
öffentlichen Hand bestritten werden. 
Etwaige Änderungen werde/n ich/wir unverzüglich mitteilen.
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Hinweis
Hinweis zur Übermittlung der Antragsunterlagen
Im Rahmen der weiteren Digitalisierung in der Fördermittelbearbeitung gehen Sie zur Übermittlung der Antragsunterlagen bitte wie folgt vor:
1. Nach dem vollständigem Ausfüllen der Antragsformulare speichern Sie den "offenen" noch 
    bearbeitungsfähigen Antrag auf Ihrem System (Dateiname: z.B. "Antrag VF offen") 
2. Drucken Sie die ausgefüllten Antragsformularseiten aus und versehen diese mit den notwendigen 
    Unterschriften.
3. Scannen Sie den vollständigen Antrag mit den Unterschriften wieder ein und vergeben für den Scan 
    einen neuen Dateinamen (Dateiname: z.B. "Antrag VF signiert").
4. Klicken Sie in diesem Formular auf "weiter zum Hochladen". Damit gelangen Sie auf unser 
    Übermittlungstool EN-Connect.
5. Füllen Sie im Tool die Informationsangaben aus, bei Betreff z. B. "Antrag für ...."
6. Bei "Bitte wählen Sie eine Datei aus", klicken Sie auf "Durchsuchen" und wählen die erste Datei auf 
    Ihrem System, welche hochgeladen werden soll. Dadurch erscheint ein neuer Button "weitere Datei". 
    Durch Klick darauf können Sie jeweils eine weitere Datei auswählen. Diesen Schritt wiederholen Sie bis 
    alle notwendigen Dateien ausgewählt sind inklusive der Dokumente mit den Projektbeschreibungen 
    u.a..
7. Klicken Sie in EN-Connect auf "Hochladen"
8. Abschließend senden Sie ein unterschriebenes Exemplar mit allen Anlagen postalisch an
    EURONORM GmbH, Stralauer Platz 34, 10243 Berlin
9. Gutachterexemplare entfallen durch diesen Schritt.
-> weiter zum Hochladen
Antragsunterlagen übermitteln
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